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Öffnungszeiten: Montag bis Freitag 8:00 bis 12:00 Uhr, Dienstag und Mittwoch 13:30 bis 15:30 Uhr sowie Donnerstag 13:30 bis 17:30 Uhr 
Öffnungszeiten der Kfz-Zulassungsstelle: Montag 8:00 bis 12:00 Uhr, Dienstag und Mittwoch 8:00 bis 15:30 Uhr,  

Donnerstag 8:00 bis 17:30 Uhr, Freitag 8:00 bis 12:00 Uhr (Annahmeschluss jeweils 30 Minuten vor Ende der Öffnungszeiten) 
Haltestellen im öffentlichen Personennahverkehr - Bahnreisende: Bahnhof Kronach - Busreisende: Landratsamt  

Telekommunikation: (0 92 61) 678-0 - Fax (0 92 61) 678-2 11 - E-Mail: poststelle@lra-kc.bayern.de - Internet: http://www.landkreis-kronach.de 
Bankverbindungen: Kreiskasse Kronach: Sparkasse Kulmbach-Kronach: IBAN: DE94 7715 0000 0240 0500 54, BIC: BYLADEM1KUB;  

VR Bank Oberfranken Mitte eG: IBAN: DE76 7719 0000 0007 1165 00, BIC: GENODEF1KU1;  
Postbank Nürnberg: IBAN: DE57 7601 0085 0044 2078 51, BIC: PBNKDEFF 

Kreisjugendamt Kronach: Sparkasse Kulmbach-Kronach: IBAN: DE94 7715 0000 0240 0541 06, BIC: BYLADEM1KUB 
 

 19  03.07.2023 
 

INHALTSVERZEICHNIS 
 

42 Allgemeinverfügung zur 1. Änderung der Allgemein-
verfügung vom 22.11.2022 des Landratsamtes 
Kronach zur Einhaltung von Biosicherheitsmaßnah-
men in einem festgelegten Gebiet zu präventiven 
Zwecken nach der Verordnung (EU) 2016/429 zu 
Tierseuchen („Tiergesundheitsrecht“) i.V.m. der Ver-
ordnung zum Schutz gegen die Geflügelpest 
(Geflügelpest-Verordnung) dem Tiergesundheits-
gesetz und dem Gesetz über das Landesstrafrecht 
und das Verordnungsrecht auf dem Gebiet der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung (Landesstraf- 
und Verordnungsgesetz) im Landkreis Kronach 

43 Sparkasse Kulmbach-Kronach 
Satzung zur Änderung der Satzung der Sparkasse 
Kulmbach-Kronach vom 26. Juni 2023 
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Allgemeinverfügung zur 1. Änderung der 
Allgemeinverfügung vom 22.11.2022 des 

Landratsamtes Kronach zur Einhaltung von 
Biosicherheitsmaßnahmen in einem fest-
gelegten Gebiet zu präventiven Zwecken 
nach der Verordnung (EU) 2016/429 zu 
Tierseuchen („Tiergesundheitsrecht“) 

i.V.m. der Verordnung zum Schutz gegen 
die Geflügelpest (Geflügelpest-Verordnung) 

dem Tiergesundheitsgesetz und dem 
Gesetz über das Landesstrafrecht und das 

Verordnungsrecht auf dem Gebiet der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung 

(Landesstraf- und Verordnungsgesetz)  
im Landkreis Kronach 

 
Aufgrund des bei Tenor 1: Art. 70 Abs. 1 Buchst. b) i.V.m. 
Abs. 2 i.V.m. Art. 55 Abs. 1 Buchst. c) VO (EU) 2016/429 
i.V.m. § 4 der Viehverkehrsverordnung (ViehVerkV) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 31. März 2020 
(BGBl. I S. 1170) i.V.m. § 7 Abs. 6 der Geflügelpest-

Verordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
15. Oktober 2018 (BGBl. I S. 1665), bei Tenor 2: Art. 70 
Abs. 1 Buchst. b) i.V.m. Abs. 2 i.V.m. Art. 55 Abs. 1 
Buchst. c) VO (EU) 2016/429 i.V.m. § 14a der Ver-
ordnung zum Schutz gegen die Geflügelpest 
(Geflügelpest-Verordnung) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 15. Oktober 2018 (BGBl. I S. 1665), sowie 
Artikel 2 Absatz 1 Nr. 3 und Abs. 2 des Gesetzes über 
den gesundheitlichen Verbraucherschutz und das 
Veterinärwesen (GVVG) vom 24. Juli 2003 (GVBl. S. 452, 
752, BayRS 2120-1-U/G), das zuletzt durch Art. 32a  
Abs. 1 des Gesetzes vom 10. Mai 2022 (GVBl. S. 182) 
geändert worden ist, ergeht für das gesamte Gebiet des 
Landkreises Kronach folgende:  
 

Allgemeinverfügung: 
 
1. Änderung der Nr. 2 der Allgemeinverfügung vom 

22.11.2022 
 
Der Gegenstand der Nr. 2 der Allgemeinverfügung 
vom  22.11.2022  wird  in  Gänze  neu  in  folgender  
Fassung verfügt: 
 
„Ausstellungen, Märkte und Schauen sowie Veran-
staltungen ähnlicher Art, bei denen Geflügel im 

 

Kreisamtsblatt 
des Landkreises und Landratsamtes 

Kronach  

 

Redaktion: Landratsamt Kronach, Güterstraße 18,  
                  96317 Kronach 

 

Das Amtsblatt erscheint in der Regel am Montag  

Bezugspreis vierteljährlich 6,25 €  
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Sinne des Artikel 4 Nr. 9 VO (EU) 2016/429 und/oder 
in Gefangenschaft gehaltene Vögel im Sinne des 
Artikel 4 Nr. 10 VO (EU) 2016/429, ausgenommen 
Tauben, verkauft, gehandelt oder zur Schau gestellt 
werden, sind im Landkreis Kronach unter vorheriger 
Abstimmung mit dem Veterinäramt im Landratsamt 
Kronach unter Einhaltung bestimmter An-
forderungen möglich.“  

 
2. Die sofortige Vollziehung der in Nummer 1 des 

Tenors getroffenen Regelungen wird gemäß § 80 
Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) 
angeordnet. 

 
3. Kosten werden nicht erhoben. 

 
4. Die Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer Ver-

öffentlichung als bekannt gegeben.  
 
 

Begründung  
 

I. 
 
Das aktuelle Geflügelpest-Geschehen in Europa ist 
anders als in den Jahren zuvor nicht mehr an das 
Zugverhalten von Wildvögeln gebunden, sondern hat sich 
in der heimischen Vogelpopulation festgesetzt. Auch in 
Deutschland tritt die Geflügelpest nicht mehr nur 
saisonal, sondern in manchen Regionen, insbesondere 
im Norden Deutschlands, ganzjährig auf. Gemäß der 
aktuellen zentralen Risikobewertung des Bayerischen 
Landesamtes für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit 
(LGL) vom 06.06.2023 muss von einer großräumigen 
Seuchenlage ausgegangen werden, die auch Bayern 
betrifft. Dementsprechend wird das Risiko der 
Ausbreitung der Geflügelpest bei Wildvögeln sowie eine 
Übertragung auf Geflügel und gehaltene Vögel als hoch 
eingestuft.  
 
Um das Risiko einer Einschleppung des Erregers in 
bayerische Nutz- und Haus-geflügelbestände weitest 
möglich zu minimieren, wird es als notwendig erachtet, 
zur Sicherstellung verstärkter Biosicherheitsmaßnahmen 
bayernweit folgende Allgemeinverfügung anzuordnen.  
 

II. 
 
Das Landratsamt Kronach ist gemäß Art. 2 Abs. 2 GVVG, 
sachlich und gemäß Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 Bayerisches Ver-
waltungsverfahrensgesetz (BayVwVfG) örtlich zuständig. 
 
 
Begründung Nr. 1 
Das Verbot von Geflügelausstellungen, -schauen und  
-märkten sowie Veranstaltungen ähnlicher Art mit Ge-
flügel und in Gefangenschaft gehaltenen Vögeln in Nr. 2 
der Allgemeinverfügung vom 22.11.2022 ergab sich aus 
Art. 70 Abs. 1 Buchst. b) i .V.m. Abs. 2 i .V.m. Art. 55 
Abs. 1 Buchst. c) VO (EU) 2016/429 i .V.m. § 7 Abs. 6 
der Geflügelpest-Verordnung i.V.m. § 4 Abs. 2 der 
ViehVerkV. Ausgehend von der aktuellen Risikobe-
wertung des LGL vom 06.06.2023 für das Auftreten des 
Geflügelpest-Virus (HPAIV) in Bayern wurde das 
Eintragsrisiko für Geflügelausstellungen neu bewertet 

und als moderat betrachtet. Hiernach kann die 
zuständige Behörde zur Vorbeugung von Tierseuchen 
und deren Bekämpfung Verfügungen über die 
Durchführung von Veranstaltungen, anlässlich derer 
Tiere zusammenkommen, erlassen. Das gemäß Nr. 2 der 
Allgemeinverfügung vom 22.11.2022 angeordnete Verbot 
Geflügelausstellungen, -schauen und -märkten sowie 
Veranstaltungen ähnlicher Art mit Geflügel und in 
Gefangenschaft gehaltenen Vögeln, ausgenommen 
Tauben, im Landkreis Kronach war erforderlich, da durch 
den bei solchen Veranstaltungen gegebenen engen 
Kontakt von Tieren ein bislang nicht abschätzbares 
Infektionsrisiko bestand und durch einen Verkauf eine 
Verschleppung von potentiell infizierten Tieren möglich 
war. Nach erneuter Risikobewertung wird von einem 
moderaten Eintragsrisiko ausgegangen, weshalb die 
Ausrichtung unter Einhaltung bestimmter Anforderungen 
(Auflagen) nunmehr stattfinden kann. 
 
Begründung Nr. 2 
Die sofortige Vollziehung der Maßnahmen in der Nummer 
1 dieser Allgemeinverfügung wird gemäß § 80 S. 1  
Abs. 2 Nr. 4 VwGO angeordnet, da es sich bei dem 
Geflügelpest-Virus (HPAIV) um eine hochansteckende 
und leicht übertragbare Tierseuche handelt, deren 
Ausbruch mit hohen wirtschaftlichen Schäden und 
weitreichenden Handelsrestriktionen einhergeht. Die 
Maßnahmen zum Schutz vor der Verschleppung der 
Seuche müssen daher sofort und ohne eine zeitliche 
Verzögerung greifen. Es kann nicht abgewartet werden, 
bis die Rechtmäßigkeit der amtlichen Verfügung zur 
Prävention der Seucheneinschleppung gerichtlich 
festgestellt wird. Insofern überwiegt das öffentliche 
Interesse an der sofortigen Vollziehung ein entgegen-
stehendes privates Interesse an der aufschiebenden 
Wirkung einer eventuellen Klage.  
 
Begründung Nr. 3 
Die Kostenentscheidung in Nr. 3 dieser Allgemeinver-
fügung beruht auf Art. 13 des Ausführungsgesetzes zum 
Vollzug des Tiergesundheitsgesetzes (BayAGTierGesG).  
 
Begründung Nr. 4 
Nach Art. 41 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 BayVwVfG gilt ein 
schriftlicher Verwaltungsakt bei öffentlicher Bekannt-
machung zwei Wochen nach der ortsüblichen Bekannt-
machung als bekannt gegeben. In einer Allgemein-
verfügung kann nach Art. 41 Abs. 4 Satz 4 BayVwVfG ein 
hiervon abweichender Zeitpunkt bestimmt werden. Von 
dieser Vorschrift wird Gebrauch gemacht, sodass diese 
Allgemeinverfügung einen Tag nach ihrer Bekannt-
machung im Amtsblatt des Landkreises Kronach als 
bekannt gegeben gilt.  
 
 

Rechtsbehelfsbelehrung  
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats 
nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei 
dem  
 

Bayerischen Verwaltungsgericht Bayreuth  
in 95444 Bayreuth, 
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Postfachanschrift: Postfach 11 03 21,  

95422 Bayreuth 
Hausanschrift: Friedrichstraße 16, 95444 Bayreuth 

 
 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur 
Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schrift-
formersatz zugelassenen Form möglich. Die Einlegung 
eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht 
zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen!  
 
Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Per-
sonenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen.  
 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den 
Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine 
Verfahrensgebühr fällig. 
 
 

Hinweise:  
 
1. Auf die Vorgaben gem. Art. 10 Abs. 1 Buchst. c) VO 

(EU) 2016/429 i.V.m. § 3 Geflügelpest-Verordnung 
und Art. 10 Abs. 1 Buchst. a) i.V.m. Abs. 5 VO (EU) 
2016/429 i.V.m. § 4 Abs. 1 Nr. 1 der hinsichtlich der 
allgemein geltenden Vorgaben zur Fütterung und 
Tränkung sowie zur Früherkennung bei gehäuften 
Verlusten wird hingewiesen.  

 
2. Nach Art. 84 VO (EU) 2016/429 i.V.m. § 26 Abs. 1 

der ViehVerkV sind Halter von Hühner, Enten, 
Gänsen, Fasanen, Perlhühnern, Rebhühnern, 
Truthühnern, Wachteln oder Laufvögeln verpflichtet, 
dies der zuständigen Behörde vor Beginn der 
Tätigkeit unter Angabe seines Namens, seiner 
Anschrift und der Anzahl der im Jahresdurchschnitt 
voraussichtlich gehaltene Tiere, ihrer Nutzungsart 
und ihres Standortes bezogen auf die jeweilige 
Tierart mitzuteilen.  

 
3. Ordnungswidrig i .S.d. des § 64 der Geflügelpest-

Verordnung, § 46 ViehVerkV und § 32 Abs. 2 Nr. 4 
des TierGesG handelt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig dieser Allgemeinverfügung zuwiderhandelt. 
Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis 
zu 30.000 Euro geahndet werden. 

 
4. Die labordiagnostischen Abklärungsuntersuchungen 

zur Früherkennung im Sinne des Art. 10 Abs. 1 
Buchst. a) i .V.m. Abs. 5 VO (EU) 2016/429 i .V.m 
§ 4 Abs. 1 Nr. 1 der Geflügelpest-Verordnung an den 
Landesuntersuchungseinrichtungen sind kostenfrei.  

 
5. Kraft Gesetzes hat derjenige, der das Geflügel 

abgibt, die Bescheinigung über das Ergebnis der 
Labor- bzw. klinischen Untersuchung mitzuführen. 
Die Bescheinigung ist der zuständigen Behörde auf 
Verlangen vorzulegen. Die Bescheinigung ist 
mindestens ein Jahr aufzubewahren. Die Frist  
 
 
 

 
beginnt mit dem Ablauf des letzten Tages des 
Kalendermonats, an dem die Bescheinigung 
ausgestellt worden ist (§ 14a Abs. 1 S. 3-6 Geflügel-
pest-Verordnung).  

 
Kronach, 23.06.2023 
Landratsamt 
 
 
Scheffer 
Regierungsrätin  
_____________________________________________ 
 

Sparkasse      43 
Kulmbach-Kronach 
 

Satzung  
zur Änderung der Satzung  

der Sparkasse Kulmbach-Kronach  
vom 26. Juni 2023 

 
Aufgrund von Art. 21 Abs. 2 in Verbindung mit Abs. 1 Satz 
1 des Sparkassengesetzes - SpkG - (BayRS 2025-1-I) 
wird die Satzung der Sparkasse Kulmbach-Kronach vom 
08. März 2005 (veröffentlicht im Amtsblatt des 
Landkreises Kulmbach Nr. 14 vom 06. April 2005), zuletzt 
geändert durch Satzung zur Änderung der Satzung vom 
28. Juni 2016 (veröffentlicht im Amtsblatt des 
Landkreises Kulmbach Nr. 29 vom 21. Juli 2016) durch 
Beschluss des Verwaltungsrats vom 26. Juni 2023 mit 
Zustimmung des Zweckverband Sparkasse Kulmbach-
Kronach-Ludwigsstadt mit Märkten Thurnau, Wirsberg 
und Marktschorgast wie folgt geändert:  
 

§ 1 
(Änderungsbestimmung) 

 
§ 4 Abs. 2 wird wie folgt ergänzt: 
 

„(2) (…). Ebenfalls mit beratender Stimme nimmt ein 
von der Personalvertretung bestimmter bei der 
Sparkasse beschäftigter Arbeitnehmer an den 
Sitzungen des Verwaltungsrats teil, der dafür ein 
vom Verwaltungsrat in angemessener Höhe 
festzusetzendes Sitzungsgeld erhält. Die für 
Verwaltungsratsmitglieder bestehende Pflicht zur 
Amtsverschwiegenheit (Art. 10 Abs. 2 Satz 1 
SpkG) gilt entsprechend.“ 

 
§ 2 

(Inkrafttreten) 
 
Diese Satzung tritt am 01. Juli 2023 in Kraft.  
 
Kulmbach, 26. Juni 2023 
 
 
Ingo Lehmann 
Vorsitzender des Verwaltungsrats 
_____________________________________________ 
 

Landratsamt Kronach 
Löffler 

Landrat 
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